
Stur
Aktuelle lnformationen aus dem Steuerrecht Oktober 2021

Inhaltsübersicht

2. Veräußerung einer selbstgenutzten Eigentumswohnung innerhalb von zehn Jahren: Keine Besteuerung des auf das häusliche

3. Fahrzeugüberlassung inZeiten vermehrter Nutzung des Home-Office - Fahden zwischen Wohnung und ersterTätigkeitsstätte......

4. Doppelte Haushaltsführung in Zeiten von Home-OfficeþPflicht).

5. Kleine Photovoltaikanlagen und vergleichbare Blockheizkraftwerke können ggf. als steuerlich unbeachtlich behandelt werden .......

6. Finanzverwaltung: Bußgeldübernahme seitens des Arbeitgebers weiterhin regelmäßig Arbeitslohn

7. Firmenwagen: Berricksichtigung von zeitraumbezogenenZuzahlungen des Arbeitnehmers

8. Leasingsondeaahlung für auch privat genutztes Betriebsfahaeug nicht sofort abzugsfähig?

1

2

2

3

3

4

4

1. Sonderabschreibung für Mietwohnungs-
neubau läuft Ende 2021 aus

Aktuell wird die Schaffung neuen Wohnraums mittels
einer Sonderabschreibung gefördert. Diese beträgt in
den ersten vier Jahren bis zu 5 % jährlich und kann ne-
ben der üblichen Abschreibung von 2 %o pro Jahr gel-
tend gemacht werden. Gewährt wird diese Sonderab-
schreibung in zeitlicher Hinsicht, wenn durch Baumaß-
nahmen auf Grund eines nach dem 31.8.2018 und vor
dem 1 .1.2022 gestellten Bauantrags oder einer in die-
sem Zeitraum getätigten Bauanzeige neue, bisher nicht
vorhandene Wohnungen geschaffen werden. Wenn al-
so jetzt aktuell Bauvorhaben geplant sind und diese
Sonderabschreibung genutzt werden soll, muss zwin-
gend der Bauantrag gestellt bzw. die Bauanzeige vor-
genommen werden bis zum 31.12.2021.

Zu beachten sind allerdings díe weiteren Vorausset-
zungen für die Sonderabschreibung:

)) es muss neuer Wohnraum geschaffen werden,

)) die Anschaffungs- oder Herstellungskosten dür-
fen 3 000 € je qm Wohnfläche nicht übersteigen
und

)) die Wohnung muss im Jahr der Anschaffung oder
Herstellung und in den folgenden neun Jahren der
entgeltlichen Uberlassung zu Wohnzwecken die-
nen; Wohnungen dienen nicht Wohnzwecken, so-
weit sie zur vorübergehenden Beherbergung von
Personen genutzt werden.

Weiterhin ist die Bemessungsgrundlage für die
Sonderabschreibung auf 2 000 € je qm Wohnfläche be-
grenzt. Andererseits ist zu beachten, dass auch die
Schaffung neuen Wohnraums durch Umbau einer bis-
her gewerblich genutzten Einheit zu einer,,neuen Woh-
nung" oder bspw. der erstmalige Ausbau eines Dach-
geschosses zu einer Wohnung geförded wird.

Ð Handlungsempfehlung:
Ob die Voraussetzungen fúr die Sonderabschreibung er-
reicht werden können, muss individuell geprüft werden. ln
größeren Städten bzw. im gehobenen Wohnungsbau wer-

den die Baukosten vielfach die Grenze von 3 000 € je qm
überschreiten. Ansonsten sollte versucht werden, die zeit-
liche Vorgabe einzuhalten, indem bis zum 31 .12.2021 noch
der Bauantrag gestellt bzw. die Bauanzeige vorgenommen
wird.

2. YeräuÍlerung einer selbstgenutzten Eigen-
tumswohnung ¡nnerhalb von zehn Jahren:
Keine Besteuerung des auf das häusliche
Arbeitszimmer entfallenden
Veräußerungsgewinns

ln der Vergangenheit wurde immer wieder davor
gewarnt, dass ein häusliches Arbeitszimmer zur
Steuerfalle werden könne. Dies geschah vor dem
Hintergrund, dass die Veräußerung von lmmobilien
innerhalb von zehn Jahren nach dem Erwerb im
Grundsatz steuerlich erfasst wird, so dass ein erziel-
ter Veräußerungsgewinn der Besteuerung unterliegt,
sofern die lmmobilie für eigene Wohnzwecke genutzt
wird. Nun war fraglich, ob die Nutzung eines Teils der
Wohnung als steuerlich anerkanntes häusliches Ar-
beitszimmer insoweit als Nutzung zu eigenen Wohn-
zwecken gilt. Die FinVerw hat dies abgelehnt mit der
Konsequenz, dass der Veräußerungsgewinn, soweit
dieser auf das häusliche Arbeitszimmer entfällt, der
Besteuerung unterliegen sollte.

Dies hat der BFH nun aber ausdrücklich entgegen
der Meinung der FinVerw abgelehnt. Das Gericht
stellt mit Urteil vom 1.3.2021 (Az. lX R 27/19) fest,
dass wenn eine zu eigenen Wohnzwecken genutzte
Eigentumswohnung innerhalb der zehnjährigen Hal-
tefrist veräußert wird, der Veräußerungsgewinn auch
insoweit von der Besteuerung ausgenommen ist, als
er auf ein zur Erzielung von Uberschusseinkünften
genutztes häusliches Arbeitszimmer entfällt.

Das Tatbestandsmerkmal ,,Nutzung zu eigenen
Wohnzwecken" setzt voraus, dass eine lmmobilie
zum Bewohnen geeignet ist und vom Stpfl. bewohnt
wird. Die Rechtsprechung hat den Begriff der Nut-
zung zu eigenen Wohnzwecken entsprechend den
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Zw eck, d ie Besteu erun g ei n es Veräußeru n gs gewi n ns
bei Aufgabe eines Wohnsitzes zu vermeiden, stets
sehr weit gefasst r_rnd eigenständig ar_lsgelegt. Nach
diesen Grundsätzen liegt eíne ,,Nutzung zu eigenen
Wohnzwecken" auch hinsichtlich eines in der im
Übrigen selbst bewohnten Eigentumswohnung be-
findlichen häuslichen Arbeitszimmers vor.

O Flinweis:
Dles ist elne sehr positive Klarstellung. Es ist zu erwarten,
dass sich die FinVen¡¡ dieser Ansicht anschließen wird.
Dies bleibt allerdings noch abzuwarten.

3. Fahrzeugüberlassung ¡n Zeiten vermehfter
Nutzung des Home-Office - Fahrten
zwischen Wohnung und erster Tätigkeits-
stätte

Das Finanzministerium Schleswig-Holstein hat mit
Kurzinformation v. 21.5.2021 zur Frage des Ansat-
zes eines Nutzungsvorteils für FahÉen zwischen
Wohnung und erster Tätigkeitsstätte bei der Fir-
menwagengesteiiung nochmais folgende Grundsät-
ze bestätigt:

)) Wird dem Arbeitnehmer ein betriebliches Kraft-
fahrzeug dauerhaft zur Nutzung für Fahrten
zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte
überlassen, so findet die monatliche Zuschlagsre-
geiung mit 0,03 % des Brutiolistenpreises je Ent-
fernungskilometer - unabhängig von der Möglich-
keit der ganzjährigen Einzelbewertung - auch
Anwendung für volle Kalendermonate, in denen
das Fahrzeug tatsächlich nicht für Fahrlen zwi-
schen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte ge-
nutzt wird.

)) Die Methode (Anwendung der 0,03 %-Regelung
oder Einzelbewertung) darf zwar während des Ka-
lenderjahres nur einheitlich angewendet werden,
eine rückwirkende Anderung des Lohnsteuerab-
zugs (Wechsel von der 0,03 %-Regelung zur Ein-
zelbeweftung oder umgekehrt für das gesamte
Kalenderjahr) ist jedoch grds. möglich.

Zum Hintergrund: Wird dem Arbeitnehmer ein Fir-
menwagen gestellt und kann dieser auch für Fahrten
zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte ge-
nutzt werden, so gilt - soweit nicht ausnahmsweise
ein Fahrtenbuch geführt wird - dass grundsätzlich
ein pauschaler Ansatz i,H.v. kalendermonatlich
0,03 % des Listenpreises für jeden Kilometer der
Entfernung zwischen Wohnung und erster Tätigkeits-
stätte vorzunehmen ist. ln diesem Ansatz ist auch ein
Nutzungsausfall, etwa durch Urlaub oder Krankheit,
pauschal berücksichtigt. lnsoweit gilt allerdings beim
Lohnsteuerabzug durch den Arbeitgeber:

lr Möglich ist alternativ zur 0,03 %-Methode eine auf
das Kalenderjahr bezogene Einzelbewertung der
tatsächlichen Fahrten zwischen Wohnung und
erster Tätigkeitsstätte mít jeweils O,OO2 % des Lis-
tenpreises je Entfernungskilometer fur höchstens
1 80 Tage.

)) Der Arbeitnehmer hat gegenüber dem Arbeitgeber
kalen dermonatl ich f ahrzeugbezogen schriftl ich zu
erk!ären, an \^.,e!chen Tagen (mit Daturnsangabe) er
das betriebliche Kfz tatsächlich für Fahrten zwi-
schen Wohnung und ersterTätigkeitsstätte genutzt
hat. Diese Erklärungen des Arbeitnehmers hat der
Arbeitgeber als Belege zum Lohnkonto aufzube-
wahren. Ar¡s Vereinfachungsgründen kann für den
Lohnsteuerabzug jeweils die Erklärung des Vormo-
nats zu Grunde gelegt werden.

)) Wird im Lohnsteuerabzugsverfahren eine Einzelbe-
wertung der tatsächlichen Fahrten zwischen Woh-
nung und erster Tätigkeitsstätte vorgenommen, so
hat der Arbeitgeber für alle dem Arbeitnehmer über-
lassenen betriebliche n Kraflt ahrzeu ge eine j ah res-
bezogene Begrenzung auf insgesamt 180 Fahrten
vorzunehmen. Eine monatliche Begrenzung auf
15 Fahrten ist ausgeschlossen.

O Handlungsempfehlung:
Mithin kann auch jetzt noch geprüft werden, ob rückwirkend
zum 1.1.2O21 ein Wechsel zur EinzelbeweÉung sinnvoll
ist. Alternativ kann der Arbeitnehmer auch im Rahmen seiner
Einkommensteuererklärung den Ansatz der Einzelbewertung
ireantragen, auch wenn im LohnsieuerabzugsverÍahren cjie
pauschale 0,03 %-Regelung angewendet wurde.

4. Doppelte Haushaltsführung in Zeiten von
Home-OfficeþPflicht)

Der Ansatz einer doppelten Haushaltsführung geht
regelmäßig mit einem materiell bedeutsamen Wer-
bungskostenabzug einher. lm Hinblick auf die
vermehrte Home-Office-Tätigkeit und teílweise gar
Home-Office-Pflicht in 2O2O und teilweise auch in
2021 ist zu beobachten, dass die Finanzämter sehr
genau prüfen, ob die Voraussetzungen für eine dop-
pelte Haushaltsführung im steuerlichen Sinne gege-
ben sind.

Notwendige Mehraufwendungen, die einem Arbeit-
nehmer wegen einer beruflich veranlassten doppel-
ten Haushaltsführung entstehen, können als Wer-
bungskosten abgezogen oder vom Arbeitgeber
steuerfrei erstattet werden. Eine doppelte Haushalts-
führung liegt nur vor, wenn der Arbeltnehmer

¡¡ außerhalb des Ortes seiner ersten Tätigkeitsstätte
einen eigenen Hausstand unterhält (Hauptwoh-
nung) und

)¡ auch am Ort der ersten Tätigkeitsstätte wohnt
(Zweltwohnung).

Geht nun der Stpff. seiner beruflichen Tätigkeit über
einen längerenZeiÍraum aus dem Home-Office nach,
so ist fraglich, ob die berufliche Veranlassung der dop-
pelten Haushaltsführung (noch) besteht. Dies gilt
insbes. dânn, wenn in dieser Zeit die doppelte Haus-
haltsführung erstmals begründet wird. Problematisch
ist, wenn der Stpfl. nachhaltig am Ort seines Haupt-
hausstandes tätig wird oder andere Umstände einen
solchen Entschluss erkennen lassen. Dann kann die
berufliche Veranlassung für die Zweitwohnung entfal-
len.

I¡
Eo

o
Ø

o
,p
J
cño

o
Ø
o

2



Ste¡¡erBlick Oktober 2021

I
!
E(,
f

o
Ø

¡o
J

o
d

-
o
Ø
o

O Handlungsempfehlung:
lm Regelfall wird eine Home-Office-Tätigkeit die berufliche
Veranlassung einer bestehenden doppelten Haushaltsfüh-
rung nicht in Frage stellen. Betroffene Stpfl. sollten den-
noch sorgfältig darlegen, dass sie entweder von der ZweiI-
wohnung aus tätig werden oder die Home-Office-Tätigkeit
nicht auf Dauer erfolgen soll.

5. Kleine Photovoltaikanlagen und ver-
gleichbare Blockheizkraftwerke können
ggf. als steuerlich unbeachtlich behandelt
wefden

Der Betrieb einer Photovoltaikanlage ist grds. eine
gewerbliche Tätigkeit. Bei der Gewerbesteuer führt
dies bei kleineren Anlagen allerdings im Ergebnis re-
gelmäßig nicht zu einer Belastung mit Gewerbe-
steuer, da ein Freibetrag von 24500 € gilt. Gewinne
und Verluste aus einer solchen Anlage sind im
Grundsatz aber bei der Einkommensteuer als Ein-
künfte aus Gewerbebetrieb zu erfassen. Dies gilt al-
lerdings nur dann, wenn mit dem Betrieb der Anlage
eine Gewinnerzielungsabsicht besteht. Ein solcher
Nachweis der Gewinnerzielungsabsicht und die Tat-
sache, dass bei solchen Anlagen auf dem privatge-
nutzten Einfamilienhaus regelmäßig nur geringe Er-
träge erzielt werden, führlzu vergleichsweise hohem
Aufwand für den Stpfl. und das Finanzamt bei der
Erfassung dieser Einkünfte. Aus diesem Grund ge-
währt die FinVerw mit Schreiben des BMF v.
2.6.2021 (Az. lV C 6 - S 2240/19/10006 :006) eine
Billigkeitsregelung.

lm Kern gilt:

)) Anwendungsbereich: Die Regelung gilt für kleine
Photovoltaikanlagen und vergfeichbare Blockheiz-
kraftwerke (BHKW.,,Kleine Photovoltaikanlagen"
sind Anlagen mit einer installierten Leistung von
bis zu 10 kW, die auf zu eigenen Wohnzwecken
genutzten oder unentgeltlich überlassenen Ein-
und Zweifamilienhausgrundstücken einschließlich
Außenanlagen (2.8. Garagen) installiert sind und
nach dem 31J2.2003 in Betrieb genommen wur-
den. Unschädlich ist ein evtl. vorhandenes häus-
liches Arbeitszimmer und auch Räume (2.8.
Gästezimmer), die nur gelegentlich entgeltlich ver-
mietet werden, wenn die Einnahmen hieraus 520 €
im Jahr nicht überschreiten. Vergleichbare BHKW
sind solche mit einer installierten Leistung von bis
zu 2,5 kW, wenn die übrigen vorgenannten Vo-
raussetzungen erfullt sind.

¡) Fehlende Gewinnerzielungsabsicht: Bei diesen
Photovoltaikanlagen und vergleichbaren BHKW
ist auf schriftlichen Antrag der stpfl. Person aus
Vereinfachungsgründen ohne weitere Prüfung in
allen verfahrensrechtlich offenen Jahren zu unter-
stellen, dass diese nicht mit Gewinnerzielungsab-
sicht betrieben werden. Bei ihnen liegt grds. eine
steuerlich unbeachtliche Liebhaberei vor. Der An-
trag wirkt auch für die Folgejahre. Veranlagte Ge-
winne und Verluste (2.8. bei unter dem Vorbehalt
der Nachprüfung oder vorläufig durchgeführten

Veranlagungen) aus zurückliegenden Jahren, die
verfahrensrechtlich noch änderbar sind, sind in
der Steuerveranlagung nicht mehr zu berücksich-
tigen.

)) Nachweis Gewinnerzielungsabsicht durch den
Stpfl.: Unabhängig von den Regelungen dieses
Schreibens bleibt es der stpfl. Person unbenom-
men, eine Gewinnerzielun gsabsicht nachzuweisen.

O Hinweis:
Der Nachweis der Gewinnerzielungsabsicht erfolgt anhand
einer Einkünfteprognose über die voraussichtliche Nut-
zungsdauer der Anlage. Der Nachweis einer Gewinnerzie-
lungsabsicht und damit die steuerliche Berücksichtigung
der Anlage kann im Einzelfall sinnvoll sein, wenn Abschrei-
bungen oder auch Sonderabschreibungen in den ersten
Jahren des Betriebs der Anlage zu steuerlichen Verlusten
führen, die mit anderen positiven Einkünften verrechnet
werden können.

6. Finanzverwaltung: Bußgeldübernahme
se¡tens des Arbeitgebers weiterhin regel-
mäßig Arbeitslohn

Mit Urteil vom 13.8.2020 (Az. Vl R 1/17\ hat der BFH
entgegen der früheren Rechtsprechung und der Ver-
waltungsansicht entschieden, dass kein Zufluss von
Arbeitslohn beim Arbeitnehmer anzunehmen ist, wenn
der Arbeitgeber Bußgelder übernimmt, die seinen Ar-
beitnehmern auferlegt wurden - so bspw. Bußgelder
für Parkverstöße bei Paketzustellern oder Handwer-
kern. Ein Arbeitslohn sei grds. dann zu verneinen, wenn
die Zahlung eines Verwarnungsgeldes auf eigene
Schuld des Arbeitgebers als Halterin des Fahrzeugs er-
folgt. Es ist aber zu prüfen, ob dem Arbeitgeberwegen
der von ihren Fahrern unstreitig begangenen Parkver-
stöße ein (vertraglicher oder gesetzlicher) Regressan-
spruch gegen den jeweiligen Verursacherzusteht. Soll-
te ein realisierbarer Schadensersatzanspruch beste-
hen, so ist in dem Erlass desselben ein Zufluss von
Arbeitslohn zu sehen. Jedenfalls wäre in diesem Fall
Arbeitslohn nicht etwa zu verneinen, weil ein eigenbet-
riebliches lnteresse des Arbeitgebers vorliegen würde.
Der BFH brachte zum Ausdruck, dass ein rechtswidri-
ges Tun (hier die von den Arbeitnehmern entgegen der
geltenden SIVO begangenen Parkverstöße) keine
beachtliche Grundlage einer solchen betriebsfunktio-
nalen Zielsetzung sein kann.

O Hinweis:
Der BFH konnte in dem angesprochenen Verfahren den
Fall selbst nicht entscheiden, sondern hat diesen an das
Finanzgericht (FG) zurückverwiesen. Für den Entschei-
dungsfall muss das FG im zweiten Rechtsgang prüfen, ob
und wenn ja in welcher Höhe der Arbeitgeberin wegen der
von ihren Fahrern unstreitig begangenen Parkverstöße ein
(vertraglicher oder gesetzlicher) Regressanspruch gegen
den jeweiligen Verursacher zusteht. Ein Regress gegen
den jeweiligen Arbeitnehmer dürfte im Regelfall aber aus-
scheiden.

Die FinVerw hat dieses Urteil des BFH im Bundes-
steuerblatt veröffentlicht, so dass dieses über den
entschiedenen Fallhinaus anwendbarist. Nun hat auch
die Oberfinanzdirektion Frankfurt a.M. mit Verfügung v.
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30.6.2021 (Az. S 2332 A - 094 - St 212) hierzu Stellung
genommen. Bislang ruhend gestellte Einspruchsver-
fahren sollen arrf Ba-sis cler nr_ln r_¡orliegenden trntschei-
dung des BFH wieder aufgenommen werden. Die
Außerung der FinVerw ist so zu verstehen, dass im
Regelfall Arbeitslohn anzunehmen ist.

7. Firmenwagen: Berücksichtigung von
zeitra u m bezo genen Zuzahlungen des
Arbeitnehmers

Nicht selten ist die Überlassung eines Firmenwagens
an den Arbeitnehmer, welcher diesen auch für private
Fahften verwenden kann, damit verbunden, dass der
Arbeitnehmer gewisse Kosten übernimmt oder Zu-
zahlungen leistet. Dies können Zuzahlungen zu lau-
fenden Kosten sein, genauso aber auchZuzahlungen
zu den Anschaffungskosten.

Der BFH hatte nun über einen solchen Fall zu ent-
scheiden. Strittig waren die steuerlichen Konsequen-
zen aus folgender Regelung in der Vereinbarung zwi-
sehen A.rheitoeber und Arbeitnehmer hinsichtlich der
Gestellung des Firmenwagens:,,Der Arbeitnehmer
leistet für die Anschaffung des Fahrzeugs eine ein-
malige Zuzahlung i.H.v. 20 000,00 €, die er auf das
Konto des Arbeitgebers übenrueist. Die Zuzahlung
wird für einen Zeitraum von 96 Monaten gezahlt. Soll-
te das Fahrzeug vorzeitig zurückgegeben, veräußert
oder getauscht werden, werden dem Arbeitnehmer
für jeden nicht genutzten Monat 1/g6stelerstattet."

Hiezu hat der BFH nun mit Urteil vom 16.12.2O2O
(Az. Vl R 19/18) entschieden, dass solche zeitraum-
bezogenen (Einmal-)Zahlungen des Arbeitneh-
mers für die außerdienstliche Nutzung eines betrieb-
lichen Kfz bei der Bemessung des geldwerten Vor-
teils auf den Zeitraum, frir den sie geleistet werden,
gleichmäßig zu verteilen und vorteilsmindernd zu be-
rücksichtigen sind. Das heißt im Streitfall war der mo-
natliche Vorteílfür die Privatnutzung, welcher mittels
der 1%-Regelung berechnet wurde, um 2O8€
(20 000 € / 96 Monate) zu mindern.

O Hinweis:
Damit entscheidet der BFH ausdrücklich anders, als dies
von der FinVerw vedreten wird. Nach deren Ansicht min-
dert die vom Arbeitnehmer geleistete Zuzahlung den geld-
weden Vorteil bis auf 0 €, bis der Betrag der Zuzahlung ins-
gesamt verrechnet ist.

8. Leasingsonderzahlung für auch privat
genutztes Betriebsfahrzeug nicht sofort
abzugsfähig?

Überwiegend betrieblich genutzte Fahrzeuge (Nut-
zungsanteil über 50 %) sind notwendiges steuerliches
Betriebsvermögen und damit sínd die hierdurch verur-
sachten Kosten als Betriebsausgaben abzugsfähig.
Wird das Fahrzeug auch für private Zwecke genutzt,
so ist insoweit eine Entnahme zu erfassen, um den

steuerlichen Aufwand auf den betrieblíchen Anteil zu
beschränken.

Bei solchen Fahrzeugen ergibi sich vielfach allerdings
tatsächlich ein geringerer betrieblicher Nutzungsanteil
als 50 %. Um dieser Problematikzu entgehen, werden
in der Praxis Gestaltungen gesucht. Über einen sol-
chen Fall hatte das FG Schleswig-Holstein zu entschei-
den. Der Entscheidungssachverhalt lag -verkürz| dar-
gestellt - wie folgt: Der Stpfl. schloss im Dezember
einen Leasingvertrag über 36 Monate ab und leistete
eine hohe Leasingsonderzahlung. Den Pkw nutzte
er im Dezember überproportional betrieblich und
machte deshalb eine entsprechende Quote der Kfz-
Aufwendungen einschl. der Leasingsonderzahlung als
Betriebsausgabe geltend. ln den Folgejahren betrug
die betriebliche Nutzung weniger als 20 %; der Stpfl.
machte deshalb in der Folgezeit nur noch 0,30 € pro
km für die mit dem Pkw durchgeführten Betriebsfahr-
ien geltend.

Das FG Schleswig-Holstein hat hierzu mit Urteil v.
23.11.2020 (Az. 3 K 1/20) festgestellt:

)) Wird ein geleaster Pkw für berufliche Zwecke ge-
nutzt und werden steuerlich die tatsächlichen Kos-
ten geltend gemacht, stellt eine zu Beginn der Nut-
zungsdauer geleistete Leasingsonderzahlung in
Höhe der anteiligen beruflichen Nutzung des Fahr-
zeugs Werbungskosten bzw. Betriebsausgaben
dar.

¡¡ DieVereinbarung einer Leasingsonderzahiung steiit
grundsätzlich keinen Gestaltungsmissbrauch dar.
Gestaltungsmissbrauch ist aber gegeben, wenn
die Zahlung in einem Monat mit ungewöhnlich hoher
beruflicher Nutzung des Fahrzeugs geleistet wird
und dies auf eine planvolle Gestaltung zurückgeht.

lm Streitfall hat das Finanzgericht den vollen Betriebs-
ausgabenabzug der Leasingsonderzahlung abge-
lehnt. Das FG verneint insbesondere das Vorliegen
von notwend igem Betriebsvermögen. Zw ar lag vorlie-
gend im Dezember 2013 die betriebliche Nutzung bei
71 %o. Jedoch muss eine solche Ermittlung über einen
längeren repräsentativen Zeitraum erfolgen. Ein Zeit-
raum von nur drei Wochen und zwei Tagen reicht nach
Auffassung des FG für die Zuordnung zum notwendi-
gen Betriebsvermögen nicht aus. Dies würde sonst zu
einer eher willkürlichen und zufälligen Berücksichti-
gung sowohlzum Betriebs- als auch zum Privatvermö-
gen führen und einen Gestaftungsmissbrauch ermögli-
chen. Die Verwaltungsauffassung sieht in diesem Zu-
sammenhang einen repräsentativen Zeitrauu'ì vun
(mindestens) drei Monaten für angemessen, was durch
das Gericht bestätigt wurde. lm Ergebnis wurde die
Leasingsonderzahlung nur entsprechend des laufzeit-
bezogenen Anteils der unternehmerischen Nutzung als
sofort abzugsfähi ge Betriebsausgabe zugelassen.

O Handlungsempfehlung:
Gegen dieses Urteil ist nun unter dem Az. Vlll R 1/21 die
Revision vor dem BFH anhängig. Die Rechtsfrage ist also
noch nicht geklärt. ln vergleichbaren Fällen ist jedoch Vor-
sicht geboten, da das Risiko einer Nichtanerkennung be-
steht.
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